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Deutsche Börse Aktiengesellschaft,  
Frankfurt am Main

Sehr geehrte Aktionärinnen und Aktionäre,

wir laden Sie zur ordentlichen Hauptversammlung 2025 ein. Sie findet am Mittwoch, 14. Mai 2025, 
ab 10 Uhr MESZ als Präsenzversammlung in der Jahrhunderthalle Frankfurt, Pfaffenwiese 301, 
65929 Frankfurt am Main, statt.

Weitere Angaben und Hinweise insbesondere zur Teilnahme an der Hauptversammlung finden Sie im 
Anschluss an die Abschnitte I. („Tagesordnung“) und II. („Berichte und weitere Informationen zu den 
Tagesordnungspunkten“) in Abschnitt III. („Weitere Angaben und Hinweise“) dieser Einberufung.

I.	 Tagesordnung

1.	���� Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des gebilligten Konzernabschlusses sowie des 
zusammengefassten Lageberichts für die Deutsche Börse Aktiengesellschaft und den Konzern 
zum 31. Dezember 2024, des Berichts des Aufsichtsrats, des Vorschlags für die Verwendung des 
Bilanzgewinns sowie des erläuternden Berichts zu den Angaben nach §§ 289a und 315a HGB

Die unter diesem Tagesordnungspunkt genannten Unterlagen sind über die Internetseite der Gesellschaft 
unter www.deutsche-boerse.com/hv zugänglich. Da der Aufsichtsrat den vom Vorstand aufgestellten 
Jahres- und Konzernabschluss bereits gebilligt hat, ist entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen 
keine Beschlussfassung durch die Hauptversammlung vorgesehen.

2.	� Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im festgestellten Jahresabschluss zum 31. Dezember 2024 
ausgewiesenen Bilanzgewinn in Höhe von EUR 770.000.000,00 wie folgt zu verwenden:

Ausschüttung einer Dividende in Höhe von EUR 4,00 je dividendenberechtigter Stückaktie, d. h. 
insgesamt EUR 735.113.516,00 und

Einstellung eines Betrags in Höhe von EUR 34.886.484,00 in „andere Gewinnrücklagen“.

Der Gewinnverwendungsvorschlag berücksichtigt die von der Gesellschaft zum Bilanzstichtag am 
31. Dezember 2024 unmittelbar oder mittelbar gehaltenen eigenen Aktien, die gemäß § 71b Aktiengesetz 
(AktG) nicht dividendenberechtigt sind. Bis zur Hauptversammlung kann sich die Zahl der für das 
Geschäftsjahr 2024 dividendenberechtigten Aktien ändern. In diesem Fall wird bei unveränderter Aus-
schüttung von EUR 4,00 je dividendenberechtigter Stückaktie der Hauptversammlung ein entsprechend 
angepasster Beschlussvorschlag über die Gewinnverwendung unterbreitet werden.

3.	� Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands, die im Geschäftsjahr 2024 
amtiert haben, für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.
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4.	� Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats, die im Geschäftsjahr 2024 
amtiert haben, für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

5.	�� Beschlussfassung über eine Änderung von § 4 Abs. 2 der Satzung zur Anpassung 
an § 10 Abs. 6 AktG (elektronische Aktien)

Das Gesetz zur Finanzierung von zukunftssichernden Investitionen (Zukunftsfinanzierungsgesetz – 
ZuFinG) vom 11. Dezember 2023 enthält u. a. Regelungen, die Aktiengesellschaften die Ausgabe 
elektronischer Aktien nach dem Gesetz über elektronische Wertpapiere (eWpG) ermöglichen. Außerdem 
erhalten Gesellschaften die Möglichkeit, insbesondere bislang globalverbriefte Aktien durch inhalts-
gleiche elektronische Aktien zu ersetzen.

Die Einführung elektronischer Aktien fördert die Digitalisierung des Kapitalmarkts. Elektronische Aktien 
verkörpern dieselben Rechte wie in einer Sammelurkunde verbriefte Aktien. Sie unterscheiden sich 
lediglich dadurch, dass an die Stelle einer beim Zentralverwahrer hinterlegten Sammelurkunde die Ein-
tragung in ein elektronisches Wertpapierregister nach § 2 Abs. 1 Satz 2 eWpG tritt. Eine entsprechende 
Umstellung ist bei der Deutsche Börse Aktiengesellschaft aktuell nicht konkret geplant, soll in die 
Zukunft gerichtet aber möglich sein.

Nach § 10 Abs. 6 Satz 1 AktG in der Fassung des ZuFinG ist in der Satzung die Verbriefung für solche 
Aktien auszuschließen, die als elektronische Aktien in einem elektronischen Wertpapierregister ein-
getragen werden. Um die Erfüllung der dahingehenden gesetzlichen Anforderungen sicherzustellen, 
soll die Satzung der Gesellschaft angepasst werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

Der bisherige § 4 Abs. 2 Satz 3 der Satzung wird gestrichen und durch folgenden neuen Satz 3 ersetzt:

	 „Die Verbriefung ist für solche Aktien insgesamt ausgeschlossen, die als elektronische Aktien in 
einem elektronischen Wertpapierregister eingetragen werden.“

Zudem wird in § 4 Abs. 2 Satz 4 der Satzung das Wort „Aktienurkunden“ durch „Aktien“ ersetzt.

Der neue § 4 Abs. 2 der Satzung lautet dementsprechend wie folgt:

	 „(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, Sammelurkunden über mehrere Aktien auszustellen. 
Ein Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils ist ausgeschlossen, soweit nicht eine 
Verbriefung nach den Regeln einer Börse erforderlich ist, an der die Aktie zum Handel zugelassen 
ist oder wird. Die Verbriefung ist für solche Aktien insgesamt ausgeschlossen, die als elektronische 
Aktien in einem elektronischen Wertpapierregister eingetragen werden. Im Übrigen legt die 
Form der Aktien und von Gewinnanteil- und Erneuerungsscheinen der Vorstand mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats fest.“
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6. 	�Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden genehmigten Kapitals II sowie über 
ein neues Genehmigtes Kapital 2025 mit der Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses und 
Satzungsänderungen

Die Gesellschaft verfügt derzeit über drei genehmigte Kapitalia in Höhe von insgesamt bis zu 
EUR 57.000.000,00. Insgesamt belaufen sich damit die genehmigten Kapitalia auf bis zu 30,27 % des 
Grundkapitals der Gesellschaft. Das genehmigte Kapital II in Höhe von bis zu EUR 19.000.000,00 – 
dies entspricht einer Quote von bis zu 10,1 % des Grundkapitals zum Zeitpunkt der Einberufung – wird 
am 18. Mai 2025 auslaufen. Um der Gesellschaft für die Zukunft weiterhin Handlungsspielraum zu 
geben, einen entsprechenden Finanzierungsbedarf schnell und flexibel decken zu können, soll das 
genehmigte Kapital II als neues „Genehmigtes Kapital 2025“ in Höhe von bis zu EUR 18.830.000,00 – 
dies entspricht einer Quote von bis zu 10 % des Grundkapitals zum Zeitpunkt der Einberufung – erneuert 
werden. Wie das bisherige genehmigte Kapital II soll auch das Genehmigte Kapital 2025 Möglichkeiten 
zum Bezugsrechtsausschluss vorsehen.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen deshalb vor zu beschließen:

a)	 Das in § 4 Abs. 4 der Satzung vorgesehene genehmigte Kapital II wird mit Wirkung zu dem Zeitpunkt 
aufgehoben, zu dem die Satzungsänderung zu nachstehendem lit. c) ins Handelsregister eingetragen 
wird.

b)	 Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital bis zum 13. Mai 2030 mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer auf den Namen lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sach-
einlagen einmal oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 18.830.000,00 zu erhöhen (Genehmigtes 
Kapital 2025). Dabei ist den Aktionären ein Bezugsrecht einzuräumen.

	 Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
in folgenden Fällen auszuschließen:

(i)	 bei Barkapitalerhöhungen, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis nicht 
wesentlich unterschreitet. Die Summe der unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien darf dabei 10 % des jeweiligen Grundkapitals nicht 
übersteigen. Maßgebend für die Berechnung der 10 %-Grenze ist die Höhe des Grundkapitals im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung durch Eintragung der Satzungsänderung im 
Handelsregister oder – falls dieser Wert geringer ist – die Höhe des Grundkapitals zum Zeitpunkt 
der Ausnutzung dieser Ermächtigung. Sofern während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu 
ihrer Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien 
der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft 
ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht gemäß oder 
entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird, ist dies auf die vorstehend genannte 
10 %-Grenze anzurechnen;

(ii)	sofern die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen insbesondere zum Zwecke des Erwerbs von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder von Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen 
Vermögensgegenständen erfolgt,

(iii) zum Ausgleich von Spitzenbeträgen.

	 Die Ausgabe von neuen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts darf nach dieser Ermächtigung 
nur erfolgen, wenn auf die Summe dieser neuen Aktien rechnerisch nicht mehr als 10 % des Grund-
kapitals zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung durch Eintragung der Satzungs-
änderung im Handelsregister oder – falls der nachfolgende Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der 
Ausnutzung dieser Ermächtigung entfällt. Sofern während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis 



6

Einberufung | Ordentliche Hauptversammlung der Deutsche Börse Aktiengesellschaft

zu ihrer Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe von Aktien der Gesellschaft oder 
zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm 
verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, ist dies auf die 
vorstehend genannte 10 %-Grenze anzurechnen.

	 Die neuen Aktien können auch von durch den Vorstand bestimmten Kreditinstituten, Wertpapier-
instituten oder nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das 
Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 
anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).

	 Über den Inhalt der Aktienrechte und die weiteren Bedingungen der Aktienausgabe einschließlich 
des Ausgabebetrags entscheidet der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats.

c)	 § 4 Abs. 4 der Satzung der Deutsche Börse Aktiengesellschaft wird aufgehoben und wie folgt neu 
eingefügt:

	 „(4) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital bis zum 13. Mai 2030 mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer auf den Namen lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sach-
einlagen einmal oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 18.830.000,00 zu erhöhen (Genehmigtes 
Kapital 2025). Dabei ist den Aktionären ein Bezugsrecht einzuräumen.

	 Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
in folgenden Fällen auszuschließen:

(i)	 bei Barkapitalerhöhungen, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis nicht 
wesentlich unterschreitet. Die Summe der unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien darf dabei 10 % des jeweiligen Grundkapitals nicht 
übersteigen. Maßgebend für die Berechnung der 10 %-Grenze ist die Höhe des Grundkapitals im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung durch Eintragung der Satzungsänderung im 
Handelsregister oder – falls dieser Wert geringer ist – die Höhe des Grundkapitals zum Zeitpunkt 
der Ausnutzung dieser Ermächtigung. Sofern während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu 
ihrer Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien 
der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft 
ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht gemäß oder 
entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird, ist dies auf die vorstehend genannte 
10 %-Grenze anzurechnen;

(ii)	sofern die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen insbesondere zum Zwecke des Erwerbs von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder von Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen 
Vermögensgegenständen erfolgt,

(iii) zum Ausgleich von Spitzenbeträgen.

	 Die Ausgabe von neuen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts darf nach dieser Ermächtigung 
nur erfolgen, wenn auf die Summe dieser neuen Aktien rechnerisch nicht mehr als 10 % des Grund-
kapitals zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung durch Eintragung der Satzungs-
änderung im Handelsregister oder – falls der nachfolgende Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der 
Ausnutzung dieser Ermächtigung entfällt. Sofern während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis 
zu ihrer Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe von Aktien der Gesellschaft oder 
zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm 
verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, ist dies auf die 
vorstehend genannte 10 %-Grenze anzurechnen.
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	 Die neuen Aktien können auch von durch den Vorstand bestimmten Kreditinstituten, Wertpapier-
instituten oder nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das 
Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 
anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).

	 Über den Inhalt der Aktienrechte und die weiteren Bedingungen der Aktienausgabe einschließlich 
des Ausgabebetrags entscheidet der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats.“

d)	 Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, § 4 Abs. 1 und 4 der Satzung der Deutsche Börse Aktiengesellschaft 
entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025 oder nach Ablauf der 
Ermächtigungsfrist anzupassen.

7.	�� Beschlussfassung über eine Zuwahl zum Aufsichtsrat

Herr Martin Jetter hat sein Amt als Anteilseignervertreter und Vorsitzender des Aufsichtsrats der 
Deutsche Börse Aktiengesellschaft mit Wirkung zum Ablauf der ordentlichen Hauptversammlung  am 
14. Mai 2025 niedergelegt und scheidet daher aus dem Aufsichtsrat aus. Es ist somit eine Zuwahl zum 
Aufsichtsrat erforderlich.

Der Aufsichtsrat der Deutsche Börse Aktiengesellschaft setzt sich gemäß § 7 Abs. 1 Satz 2, Satz 1 Nr. 2 
MitbestG und § 9 Abs. 1 Satz 1 der Satzung der Deutsche Börse Aktiengesellschaft aus 16 Mitgliedern – 
hiervon acht Anteilseigner- und acht Arbeitnehmervertreter – zusammen.

Gemäß § 96 Abs. 2 Satz 1 AktG muss dem Aufsichtsrat insgesamt ein Mindestanteil von 30 % Frauen 
und 30 % Männern angehören. Die Anteilseignervertreter haben beschlossen, gemäß § 96 Abs. 2 Satz 3 
AktG der Gesamterfüllung der Mindestanteile durch den Aufsichtsrat zu widersprechen. Der Mindest-
anteil von 30 % Frauen und 30 % Männern ist dementsprechend jeweils für die Anteilseignervertreter 
und die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat getrennt zu berechnen. Dabei ist nach § 96 Abs. 2 Satz 4 
AktG auf volle Personenzahlen mathematisch auf- bzw. abzurunden. Dem Aufsichtsrat der Deutsche 
Börse Aktiengesellschaft müssen damit mindestens zwei Frauen und mindestens zwei Männer auf der 
Anteilseignerseite und ebenfalls mindestens zwei Frauen und mindestens zwei Männer auf der Arbeit-
nehmerseite angehören. Derzeit gehören dem Aufsichtsrat auf Seiten der Anteilseigner – einschließlich 
Herrn Jetter – vier Frauen und vier Männer an. Der gesetzliche Mindestanteil an Frauen und Männern 
auf Seiten der Anteilseigner wird daher ungeachtet des bevorstehenden Ausscheidens von Herrn Jetter 
und ungeachtet der vorliegend durchzuführenden Zuwahl erfüllt.

Der Aufsichtsrat schlägt vor,

Jean-Pierre Mustier, Aufsichts- und Verwaltungsrat, Mailand, Italien

in den Aufsichtsrat zu wählen. Die Wahl erfolgt gemäß § 9 Abs. 3 der Satzung der Deutsche Börse 
Aktiengesellschaft für die restliche Amtszeit des ausscheidenden Mitglieds Herrn Jetter bis zur 
Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2026 beschließt.

Der Wahlvorschlag stützt sich auf die Empfehlung des Nominierungsausschusses des Aufsichtsrats. 
Er berücksichtigt gemäß Empfehlung C.1 des Deutschen Corporate Governance Kodex (DCGK) vom 
28. April 2022 die vom Aufsichtsrat für seine Zusammensetzung beschlossenen Ziele einschließlich der 
im Rahmen des Diversitätskonzepts umzusetzenden Ziele für die Vielfalt der Zusammensetzung sowie 
das Kompetenzprofil für das Gesamtgremium. Ein Lebenslauf des vorgeschlagenen Kandidaten findet 
sich am Ende von Abschnitt II. („Berichte und weitere Informationen zu den Tagesordnungspunkten“) 
dieser Einberufung.
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Der Kandidatenvorschlag berücksichtigt die vom Aufsichtsrat beschlossene Regelaltersgrenze von 
70 Jahren.

Zu Empfehlung C.13 DCGK wird erklärt, dass nach Einschätzung des Aufsichtsrats zwischen der zur 
Wahl vorgeschlagenen Person und der Deutsche Börse Aktiengesellschaft, deren Konzernunternehmen, 
den Organen der Deutsche Börse Aktiengesellschaft und einem wesentlich an der Deutsche Börse 
Aktiengesellschaft beteiligten Aktionär keine persönlichen oder geschäftlichen Beziehungen bestehen, 
die ein objektiv urteilender Aktionär für seine Wahlentscheidung als maßgebend ansehen würde. Der 
Kandidat übt Mandate bei Unternehmen aus, zu denen die Deutsche Börse Aktiengesellschaft oder 
sonstige Gesellschaften der Gruppe Deutsche Börse geschäftliche Beziehungen unterhalten. Diese 
geschäftlichen Beziehungen werden aber zu marktüblichen Bedingungen im Rahmen der üblichen 
Geschäftstätigkeit abgewickelt und erreichen auch keinen Umfang, der vom Aufsichtsrat als wesentlich 
im Sinne von Empfehlung C.13 DCGK eingeordnet wird.

Der vorgeschlagene Kandidat ist nach Ansicht der Anteilseignervertreter im Aufsichtsrat unabhängig 
im Sinne von Empfehlung C.6 DCGK. Außerdem hat sich der Aufsichtsrat der ausreichenden zeitlichen 
Verfügbarkeit des vorgeschlagenen Kandidaten versichert.

Als Kandidatin für die Nachfolge im Aufsichtsratsvorsitz hat der Aufsichtsrat Frau Clara-Christina Streit 
nominiert. Es ist vorgesehen, dass der Aufsichtsrat im Anschluss an die ordentliche Hauptversammlung 
am 14. Mai 2025 über die Wahl von Frau Streit zur Vorsitzenden des Aufsichtsrats beschließt.

8.	��� Beschlussfassung über die Änderung von § 15 Abs. 2 der Satzung zur Erneuerung der 
Ermächtigung für die Durchführung virtueller Hauptversammlungen

Die Ermächtigung des Vorstands, gemäß § 15 Abs. 2 der Satzung der Gesellschaft virtuelle Haupt
versammlungen vorzusehen, läuft mit Beendigung der diesjährigen Hauptversammlung aus.

Die diesjährige Hauptversammlung wird insbesondere mit Blick auf die personellen Veränderungen 
in Vorstand und Aufsichtsrat und die zu behandelnden Themen als Präsenzversammlung durchgeführt. 
Gleichwohl hat sich auch das Format der virtuellen Hauptversammlung in den vergangenen Jahren 
für die Gesellschaft als ein geeignetes Format bewährt. Dies gilt gerade auch mit Blick auf ihre inter-
nationale Aktionärsstruktur.

Bei den unter Ausnutzung der bisherigen Satzungsermächtigung durchgeführten virtuellen Hauptver-
sammlungen der Gesellschaft wurden die Aktionärsrechte vollumfänglich gewahrt. Insbesondere wurde 
von einer Vorabeinreichung von Fragen und einer damit unter Umständen verbundenen Beschränkung 
des Fragerechts während der virtuellen Versammlung abgesehen. Die virtuellen Hauptversammlungen 
wurden jeweils auch technisch und organisatorisch zuverlässig und mit einer vergleichsweise hohen 
Aktionärsbeteiligung bei der Beschlussfassung durchgeführt.

Eine Erneuerung der Ermächtigung ist notwendig, um z. B. in Fällen einer Pandemie oder sonstiger 
Notfallsituationen eine Hauptversammlung rechtssicher virtuell durchführen zu können. Aufgrund der 
positiven Erfahrungen der vergangenen zwei Jahre sind Vorstand und Aufsichtsrat zudem der Auf-
fassung, dass es im Interesse der Gesellschaft ist, die Ermächtigung zur Durchführung einer virtuellen 
Hauptversammlung zu erneuern.

Auch für zukünftige Hauptversammlungen soll – wie bisher – jeweils gesondert und unter Berück-
sichtigung der Umstände des jeweiligen Einzelfalls sowie der Interessen der Gesellschaft und ihrer 
Aktionäre entschieden werden, ob von der Ermächtigung Gebrauch gemacht und die Versammlung als 
virtuelle Hauptversammlung abgehalten werden soll. Hierbei können u. a. die konkrete Tagesordnung, 
Erfahrungen aus den Vorjahren, Belange des Gesundheitsschutzes der Beteiligten sowie Nachhaltig-
keitserwägungen, Aufwand und Kosten berücksichtigt werden. Die Gesellschaft beabsichtigt weiterhin, 
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eventuelle künftige virtuelle Hauptversammlungen im Wesentlichen vergleichbar mit den bereits durch-
geführten ordentlichen Hauptversammlungen auszugestalten und auch in Zukunft von der Einreichung 
und Beantwortung von Fragen schon im Vorfeld der Hauptversammlung abzusehen. Vorstand und 
Aufsichtsrat sollen wie auch in der Vergangenheit an der virtuellen Hauptversammlung persönlich und 
vor Ort teilnehmen.

Von der Ermächtigung soll zukünftig zudem nur in Abstimmung mit dem Aufsichtsrat Gebrauch gemacht 
werden. Die vorgesehene Ermächtigung soll erneut den gesetzlichen Rahmen von fünf Jahren nicht 
ausschöpfen. Sie soll vielmehr bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung 
des Vorstands und des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2026 beschließt, d. h. auf rund zwei Jahre, 
befristet werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

§ 15 Abs. 2 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

	 „(2) Der Vorstand ist bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung des Vor-
stands und des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2026 beschließt, ermächtigt vorzusehen, dass 
die Versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten am Ort der 
Hauptversammlung abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung).“

9.	�� Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungssystems für die Vorstandsmitglieder

Der Aufsichtsrat hat auf Empfehlung seines Nominierungsausschusses ein überarbeitetes Vergütungs-
system für die Vorstandsmitglieder der Deutsche Börse Aktiengesellschaft beschlossen.

Das bisherige Vergütungssystem wurde von der Hauptversammlung zuletzt am 19. Mai 2021 gebilligt. 
Das überarbeitete Vergütungssystem 2025 entwickelt das Vergütungssystem 2021 in einzelnen 
Bereichen fort. Dem ist eine detaillierte Überprüfung des Vergütungssystems vorausgegangen, bei der 
neben den regulatorischen Anforderungen, der aktuellen Marktpraxis und der strategischen Steuerungs-
wirkung des Vergütungssystems auch das Feedback der Investoren und Stimmrechtsberater der letzten 
Jahre berücksichtigt wurde. Wesentliche Anpassungen betreffen die Ermittlung des relativen Total 
Shareholder Return als Leistungskriterium, eine höhere Gewichtung des Leistungskriteriums „Earnings 
per Share“ (EPS) sowie die Einführung eines jährlichen Versorgungsentgelts statt der Gewährung einer 
betrieblichen Altersversorgung. Zudem wurden die ESG-Ziele im Hinblick auf Relevanz und Markt-
üblichkeit überarbeitet. Insgesamt incentiviert das Vergütungssystem 2025 die Mitglieder des Vorstands 
weiterhin im Hinblick auf ein profitables organisches und anorganisches Wachstum im Einklang mit der 
aktuellen Unternehmensstrategie „Horizon 2026“.

Das überarbeitete Vergütungssystem 2025 findet ab dem 1. Januar 2025 Anwendung und 
ist ab der Einberufung der Hauptversammlung über die Internetseite der Gesellschaft unter 
www.deutsche-boerse.com/hv zugänglich.

§ 120a Abs. 1 Satz 1 AktG sieht vor, dass die Hauptversammlung börsennotierter Gesellschaften bei 
jeder wesentlichen Änderung, mindestens jedoch alle vier Jahre, über die Billigung des vom Aufsichtsrat 
vorgelegten Vergütungssystems für die Vorstandsmitglieder beschließt.

Der Aufsichtsrat schlägt vor, das überarbeitete Vergütungssystem 2025 für die Vorstandsmitglieder – wie 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.deutsche-boerse.com/hv veröffentlicht – zu billigen.

https://www.deutsche-boerse.com/hv
https://www.deutsche-boerse.com/hv
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10. ��Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungsberichts

Vorstand und Aufsichtsrat haben für das Geschäftsjahr 2024 einen Vergütungsbericht gemäß § 162 AktG 
erstellt, in dem sie über die den Mitgliedern des Vorstands und des Aufsichtsrats im letzten Geschäfts-
jahr gewährte und geschuldete Vergütung berichten.

Der Vergütungsbericht wurde gemäß § 162 Abs. 3 AktG durch den Abschlussprüfer daraufhin geprüft, 
ob die gesetzlich geforderten Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG gemacht wurden. Über die 
gesetzlichen Anforderungen hinaus erfolgte auch eine inhaltliche Prüfung durch den Abschlussprüfer. 
Der Vermerk über die Prüfung des Vergütungsberichts ist dem Vergütungsbericht beigefügt.

Der geprüfte Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2024 ist ab der Einberufung der Haupt
versammlung über die Internetseite der Gesellschaft unter www.deutsche-boerse.com/hv zugänglich.

§ 120a Abs. 4 AktG sieht vor, dass die Hauptversammlung börsennotierter Gesellschaften über die 
Billigung des nach § 162 AktG erstellten und geprüften Vergütungsberichts für das vorausgegangene 
Geschäftsjahr beschließt.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, den nach § 162 AktG erstellten und geprüften 
Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2024 – wie auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.deutsche-boerse.com/hv veröffentlicht – zu billigen.

11. ���Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers 
für das Geschäftsjahr 2025 sowie des Prüfers für die prüferische Durchsicht des verkürzten 
Abschlusses und des Zwischenlageberichts für das erste Halbjahr des Geschäftsjahres 2025; 
Wahl des Prüfers der Nachhaltigkeitsberichterstattung für das Geschäftsjahr 2025

Der Aufsichtsrat schlägt – gestützt auf entsprechende Empfehlungen seines Prüfungsausschusses – vor, 
wie folgt zu beschließen:

a)	 Die PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mit Sitz in Frankfurt am Main 
wird zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2025 sowie zum Prüfer 
für die prüferische Durchsicht des verkürzten Abschlusses und des Zwischenlageberichts für das 
erste Halbjahr des Geschäftsjahres 2025, sofern diese einer prüferischen Durchsicht unterzogen 
werden, gewählt.

b)	 Die PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mit Sitz in Frankfurt am Main 
wird zum Prüfer des zusammengefassten Nachhaltigkeitsberichts und Konzernnachhaltigkeitsberichts 
für das Geschäftsjahr 2025 gewählt.

Die Wahl zum Prüfer des zusammengefassten Nachhaltigkeitsberichts und Konzernnachhaltigkeits-
berichts (lit. b)) erfolgt mit Wirkung zum Inkrafttreten des deutschen Umsetzungsgesetzes zur Richtlinie 
über die Nachhaltigkeitsberichterstattung (EU) 2022/2464 vom 14. Dezember 2022 (CSRD) und vor-
sorglich für den Fall, dass der deutsche Gesetzgeber in Umsetzung von Art. 37 der Abschlussprüfer-RL 
2006/43/EG i.d.F. der CSRD eine ausdrückliche Wahl dieses Prüfers durch die Hauptversammlung ver-
langen sollte, die Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung also nach dem deutschen Umsetzungs-
gesetz nicht ohnehin dem Abschlussprüfer obliegen sollte.

Der Prüfungsausschuss hat erklärt, dass seine Empfehlungen frei von ungebührlicher Einflussnahme 
durch Dritte sind und ihm keine die Auswahlmöglichkeiten beschränkende Klausel im Sinne von Art. 16 
Abs. 6 der EU-Abschlussprüferverordnung (Verordnung (EU) Nr. 537/2014 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 16. April 2014) auferlegt wurde.

https://www.deutsche-boerse.com/hv
https://www.deutsche-boerse.com/hv
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II.	Berichte und weitere Informationen zu den Tagesordnungspunkten

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 6 sowie Angaben zu Tagesordnungspunkt 7

Der Vorstand hat den folgenden Bericht zu Tagesordnungspunkt 6 erstellt. Er steht ebenso wie der 
Lebenslauf des zur Wahl vorgeschlagenen Aufsichtsratsmitglieds (Ergänzende Angaben zu Tages-
ordnungspunkt 7) im Internet unter www.deutsche-boerse.com/hv zur Verfügung. Dort finden Sie des 
Weiteren das überarbeitete Vergütungssystem 2025 für die Vorstandsmitglieder (Tagesordnungspunkt 9) 
sowie den Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2024 (Tagesordnungspunkt 10).

Der Bericht und der Lebenslauf von Herrn Jean-Pierre Mustier werden wie folgt bekannt gemacht:

Zu Tagesordnungspunkt 6: Bericht des Vorstands gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit 
§ 186 Abs. 4 Satz 2 AktG

Die unter Tagesordnungspunkt 6 erbetene Ermächtigung soll ein genehmigtes Kapital in Höhe von bis 
zu EUR 18.830.000,00 schaffen, bei dessen Ausnutzung den Aktionären grundsätzlich ein – in der 
Regel mittelbares – Bezugsrecht zusteht. Der Beschlussvorschlag sieht allerdings vor, dass der Vorstand 
bei Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025 ermächtigt wird, mit Zustimmung des Aufsichtsrats in 
bestimmten Fällen das Bezugsrecht auszuschließen.

Dies gilt zunächst für den Fall einer Barkapitalerhöhung, jedoch begrenzt auf einen Höchstbetrag 
von bis zu 10 % des Grundkapitals. Zwar hat das Gesetz zur Finanzierung von zukunftssichernden 
Investitionen (Zukunftsfinanzierungsgesetz – ZuFinG) die gesetzliche Obergrenze für den vereinfachten 
Bezugsrechtsausschluss in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG von bisher 10 % auf nunmehr 20 % des Grund-
kapitals angehoben. Der Beschlussvorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat schöpft diesen erweiterten 
gesetzlichen Rahmen aber bewusst nicht aus, sondern belässt es bei einem Volumen von bis zu 10 % 
des Grundkapitals. Maßgebend für die Berechnung der 10 %-Grenze ist die Höhe des Grundkapitals im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung durch Eintragung der Satzungsänderung im Handels-
register oder – falls dieser Wert geringer ist – die Höhe des Grundkapitals zum Zeitpunkt der Ausnutzung 
dieser Ermächtigung. Sofern während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung von 
anderen Ermächtigungen zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder zur 
Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, 
Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgeschlossen wird, ist dies auf die vorstehend genannte 10 %-Grenze anzurechnen.

Die Ermächtigung gilt des Weiteren mit der Maßgabe, dass der Ausgabebetrag der neuen Aktien den 
Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet. Mit 
dieser Ermächtigung soll von der Möglichkeit des erleichterten Bezugsrechtsausschlusses gemäß § 203 
Abs. 1, Abs. 2 i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG Gebrauch gemacht werden. Diese Möglichkeit dient dem 
Interesse der Gesellschaft und der Erzielung eines bestmöglichen Preises bei der Ausgabe der Aktien. 
Die in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gesetzlich vorgesehene Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses 
versetzt die Verwaltung in die Lage, sich aufgrund der jeweiligen Börsenverfassung bietende Möglich-
keiten schnell und flexibel sowie kostengünstig zu nutzen. Dadurch wird eine bestmögliche Stärkung der 
Eigenmittel im Interesse der Gesellschaft und aller Aktionäre erreicht. Durch den Verzicht auf die zeit- 
und kostenaufwändige Abwicklung des Bezugsrechts können der Eigenkapitalbedarf bei sich kurzfristig 
bietenden Marktchancen sehr zeitnah gedeckt sowie zusätzlich Aktionäre im In- und Ausland geworben 
werden.

Im Einzelfall kann es je nach Kapitalmarktsituation vorzugswürdig sein, neue Aktien auszugeben, ohne 
an die Beschränkungen des § 186 Abs. 1 und 2 AktG gebunden zu sein. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 
AktG eine Veröffentlichung des Bezugspreises bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Angesichts 
Volatilität an den Aktienmärkten besteht aber auch dann ein Marktrisiko über mehrere Tage, welches 

https://www.deutsche-boerse.com/hv
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zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung des Bezugspreises führt. Auch ist bei Gewährung eines 
Bezugsrechts wegen der Ungewissheit seiner Ausübung die erfolgreiche Platzierung bei Dritten gefährdet 
bzw. mit zusätzlichem Aufwand verbunden. Schließlich kann die Gesellschaft bei einem bestehenden 
Bezugsrecht wegen der Länge der Bezugsfrist gemäß § 186 Abs. 1 Satz 2 AktG von mindestens 
zwei Wochen nicht kurzfristig auf günstige bzw. ungünstige Marktverhältnisse reagieren, sondern 
ist rückläufigen Aktienkursen während der Bezugsfrist ausgesetzt, die zu einer für die Gesellschaft 
ungünstigeren Eigenkapitalbeschaffung führen können. Die Möglichkeit einer bestmöglichen Stärkung 
der Eigenmittel im Interesse der Gesellschaft und aller Aktionäre ist für die Gesellschaft insbesondere 
deshalb von Bedeutung, weil sie in ihren Märkten Marktchancen schnell und flexibel nutzen und einen 
dadurch entstehenden Kapitalbedarf ggf. auch sehr kurzfristig decken können muss. Der Verkaufspreis 
und damit das der Gesellschaft zufließende Geld für die neuen Aktien wird sich am Börsenpreis der 
schon börsennotierten Aktien orientieren und den aktuellen Börsenpreis nicht wesentlich, voraus-
sichtlich nicht um mehr als 3 %, jedenfalls aber nicht um mehr als 5 % unterschreiten. Im Hinblick 
darauf, dass sämtliche von der Gesellschaft bisher ausgegebenen Aktien zum Regulierten Markt an der 
Frankfurter Wertpapierbörse zugelassen sind, können nach dem derzeitigen Stand die an der Erhaltung 
ihrer Beteiligungsquote interessierten Aktionäre bei Ausnutzung der Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG Aktien der Gesellschaft über die Börse hinzuerwerben.

Die Ermächtigung sieht weiter vor, dass bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen das Bezugs-
recht ausgeschlossen werden kann. Dieser Ausschluss dient dem Zweck, insbesondere den Erwerb 
von Unternehmen, von Unternehmensteilen, von Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen 
Vermögensgegenständen gegen Gewährung von Aktien zu ermöglichen. Führt der Erwerb im Wege der 
Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage bei dem Verkäufer zu Steuerersparnissen oder ist der Verkäufer 
aus sonstigen Gründen eher an dem Erwerb von Aktien an der Gesellschaft als an einer Geldzahlung 
interessiert, stärkt die hier vorgesehene Möglichkeit die Verhandlungsposition der Gesellschaft. Im 
Einzelfall kann es auch aufgrund einer besonderen Interessenlage der Gesellschaft geboten sein, dem 
Verkäufer neue Aktien als Gegenleistung anzubieten. Durch das Genehmigte Kapital 2025 kann die 
Gesellschaft bei sich bietenden Gelegenheiten schnell und flexibel reagieren, um in geeigneten Einzel-
fällen Unternehmen, Unternehmensteile, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstige Vermögens-
gegenstände gegen Ausgabe neuer Aktien zu erwerben. Die beantragte Ermächtigung ermöglicht 
dadurch im Einzelfall eine optimale Finanzierung des Erwerbs gegen Ausgabe neuer Aktien mit einer 
Stärkung der Eigenkapitalbasis der Deutsche Börse Aktiengesellschaft. Die Verwaltung wird die Möglich-
keit der Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen unter Ausnutzung der Ermächtigung zum Ausschluss 
des Bezugsrechts aus dem Genehmigten Kapital 2025 in jedem Fall nur dann nutzen, wenn der Wert 
der neuen Aktien und der Wert der Gegenleistung des zu erwerbenden Unternehmens, Unternehmens-
teils, der zu erwerbenden Beteiligung oder der zu erwerbenden sonstigen Vermögensgegenstände in 
einem angemessenen Verhältnis stehen. Dabei soll der Ausgabepreis der zu begebenden neuen Aktien 
grundsätzlich am Börsenkurs ausgerichtet werden. Ein wirtschaftlicher Nachteil für die vom Bezugs-
recht ausgeschlossenen Aktionäre wird somit vermieden. Bei Abwägung aller dieser Umstände ist die 
Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss in den umschriebenen Grenzen erforderlich, geeignet, 
angemessen und im Interesse der Gesellschaft geboten.

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient dazu, dass im Hinblick 
auf den Betrag der jeweiligen Kapitalerhöhung ein praktikables Bezugsverhältnis dargestellt werden 
kann. Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich des Spitzenbetrags würden insbesondere 
bei der Kapitalerhöhung um runde Beträge die technische Durchführung der Kapitalerhöhung und die 
Ausübung des Bezugsrechts erheblich erschwert. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre 
ausgeschlossenen neuen Aktien werden entweder durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise 
bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.

Die Ausgabe von neuen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts darf nach dieser Ermächtigung nur 
erfolgen, wenn auf die Summe dieser neuen Aktien rechnerisch nicht mehr als 10 % des Grundkapitals 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung durch Eintragung der Satzungsänderung im 
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Handelsregister oder – falls der nachfolgende Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausnutzung dieser 
Ermächtigung entfällt. Dadurch wird der Gesamtumfang einer bezugsrechtsfreien Ausgabe von Aktien 
beschränkt. Die Aktionäre werden auf diese Weise zusätzlich gegen eine mögliche Verwässerung 
ihrer bestehenden Beteiligungen abgesichert. Durch eine Anrechnungsklausel ist sichergestellt, dass 
die Grenze von 10 % des Grundkapitals auch nicht überschritten wird, indem (zusätzlich) andere 
Ermächtigungen zur Ausgabe von Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug 
von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, ausgenutzt werden und dabei das 
Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen wird.

Konkrete Pläne für eine Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025 bestehen derzeit nicht. Der 
Vorstand wird in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025 im 
Interesse der Gesellschaft und damit der Aktionäre ist. Der Vorstand wird der Hauptversammlung über 
jede Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025 sowie über die konkreten Gründe für einen etwaigen 
Bezugsrechtsausschluss berichten.
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Ergänzende Angaben zu Tagesordnungspunkt 7
Angaben zu dem unter Tagesordnungspunkt 7 zur Wahl vorgeschlagenen Aufsichtsratskandidaten

Jean-Pierre Mustier

Geburtsdatum:	�18. Januar 1961
Nationalität: 	�� französisch

Beruflicher Werdegang
2023 – 2025	� Atos SE, Paris, Frankreich,  

CEO und Vorsitzender des Board of Directors
2021 – 2023	� Co-CEO, Gründer, Investor und Sponsor von drei 

Special Purpose Acquisition Vehicles (SPACs) 
 Pegasus Acquisition Company Europe B.V., Amsterdam, Niederlande 
 Pegasus Entrepreneur Acquisition Company Europe B.V., Amsterdam, Niederlande 
 Pegasus Asia

2016 – 2021	� Unicredit S.p.A., Mailand, Italien, CEO
2015 – 2016	� Tikehau Capital S.C.A., Paris, Frankreich, Partner
2011 – 2014	� Unicredit S.p.A., Mailand, Italien, stellvertretender CEO und  

Leiter des Corporate Investment Bankings
1987 – 2009	� Société Générale S.A., Paris, Frankreich, stellvertretender CEO,  

Leiter des Corporate Investment Bankings

Ausbildung
Master in Mathematik, École Nationale Supérieure des Mines de Paris (Mines Paris), Paris, Frankreich 

Mandate
I.	� Gesetzlich zu bildende Aufsichtsräte: 
	� Aareal Bank AG, Wiesbaden, Vorsitzender des Aufsichtsrats

II.	� Vergleichbare in- und ausländische Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen:  
	� Unigestion Holding SA, Genf, Schweiz, Mitglied des Board of Directors 

Relevante Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen
Jean-Pierre Mustier verfügt über langjährige Erfahrung in der nationalen und internationalen Finanzbranche. 
Seine umfassende Expertise in Fragen des Kapitalmarktes, der Leitung großer börsennotierter Finanzinstitute 
sowie der entsprechenden regulatorischen Anforderungen erwarb er insbesondere durch verschiedene leitende 
Positionen in der Finanzindustrie. Herr Mustier war von 2016 bis 2021 Vorsitzender des Vorstands der europaweit 
tätigen Geschäftsbank UniCredit S.p.A., für die er bereits zuvor über mehrere Jahre tätig war. Seit 2023 ist Herr 
Mustier zudem Vorsitzender des Aufsichtsrats der auf das Immobiliengeschäft spezialisierten Aareal Bank AG mit 
Geschäftstätigkeit in Europa, den USA und im asiatisch-pazifischen Raum. Daneben ist Herr Mustier seit 2024 
Mitglied des Board of Directors der schweizerischen Vermögensverwaltungsgesellschaft Unigestion Holding SA. 
Bis 2016 war er zudem Partner der Vermögensverwaltungsgesellschaft Tikehau Capital. Zuvor war er für die Bank 
Société Générale S.A. tätig, bei der er die Bereiche Asset Management, Private Banking und Securities Services (bis 
2009) sowie Corporate & Investment Banking (2003 – 2008) leitete. Von Mitte 2024 bis Januar 2025 war Herr 
Mustier Vorsitzender des Board of Directors und vorübergehend CEO des international tätigen und börsennotierten 
IT-Dienstleisters Atos SE. Von 2019 bis 2021 war Herr Mustier Präsident des Europäischen Bankenverbandes. 

Keine weiteren wesentlichen Tätigkeiten

Besondere Kompetenzen
	� Daten, Indizes und Analytik
	� Kapitalmarkt, Geschäftsmodell von Börsen und digitale Märkte
	� Clearing-, Abwicklungs- und Verwahrgeschäft
	� Informationstechnologie und -sicherheit, Digitalisierung (einschließlich Strategie und Umsetzung)
	� Strategie
	� Rechnungslegung, Finanzen und Audit
	� Risikomanagement und Compliance
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III. Weitere Angaben und Hinweise

Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts

Die diesjährige Hauptversammlung findet als Präsenzversammlung statt, an der die Aktionäre sowie 
Aktionärsvertreter physisch vor Ort teilnehmen können. Wir freuen uns, Sie in diesem Jahr wieder 
persönlich zur Hauptversammlung begrüßen zu können. Dessen ungeachtet möchten wir Ihnen auf 
freiwilliger Basis anbieten, verschiedene digitale Elemente zu nutzen. Dieses Angebot umfasst insbe
sondere die Möglichkeiten, die Hauptversammlung in voller Länge in Bild und Ton live über das Internet 
zu verfolgen, das Stimmrecht per elektronischer Briefwahl auszuüben sowie im Wege elektronischer 
Kommunikation die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft zu bevollmächtigen und anzuweisen – jeweils 
auch bis in die Hauptversammlung hinein. Einzelheiten dazu finden sich in den folgenden Abschnitten.

Anmeldung

Alle Aktionäre, die rechtzeitig angemeldet und für die angemeldeten Aktien im Aktienregister der Gesell-
schaft eingetragen sind, sind gemäß § 16 Abs. 1 der Satzung der Deutsche Börse Aktiengesellschaft zur 
Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung ihres Stimmrechts – persönlich oder durch 
Bevollmächtigte – nach Maßgabe des Aktiengesetzes (AktG) und der folgenden Angaben und Hinweise 
berechtigt.

Die Anmeldung muss spätestens bis zum 7. Mai 2025, 24 Uhr MESZ, der Gesellschaft zugegangen 
sein. Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind, können sich bei der Gesellschaft unter der 
Adresse

	 Deutsche Börse Aktiengesellschaft 
Hauptversammlung 
c/o ADEUS Aktienregister-Service-GmbH 
Postfach 57 03 64 
22772 Hamburg

	 Fax: +49 (0)89 20 70 37 95 1
	 E-Mail: hv-service.deutsche-boerse@adeus.de

oder unter Nutzung des passwortgeschützten Online-Services zur Hauptversammlung unter der 
Internetadresse

	 www.deutsche-boerse.com/hv

anmelden. Den Onlinezugang erhalten Aktionäre durch Eingabe ihrer Aktionärsnummer und des dazu-
gehörigen Passworts. Diejenigen Aktionäre, die für den E-Mail-Versand der Einberufung zur Hauptver-
sammlung registriert sind, erhalten mit der Einladungs-E-Mail zur Hauptversammlung ihre Aktionärs-
nummer und müssen ihr bei der Registrierung selbst gewähltes Passwort verwenden. Alle übrigen im 
Aktienregister eingetragenen Aktionäre erhalten ihre Aktionärsnummer und ihr Passwort mit den ihnen 
mit der Einladung zur Hauptversammlung übersandten Unterlagen. Sollten Sie – weil Sie beispielsweise 
erst am 23. April 2025 oder später ins Aktienregister eingetragen werden – keine Einladungsunterlagen 
erhalten, senden wir Ihnen gerne auf Verlangen die Einladungsunterlagen zu.

Nach erfolgter Anmeldung werden den Aktionären bzw. den von ihnen Bevollmächtigten Eintrittskarten 
übersandt. Die Eintrittskarte ist keine Teilnahmevoraussetzung, sondern nur ein organisatorisches Hilfs-
mittel.

mailto:hv-service.deutsche-boerse%40adeus.de?subject=
https://www.deutsche-boerse.com/hv
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Ein Intermediär darf das Stimmrecht für Aktien, die ihm nicht gehören, als deren Inhaber er aber 
im Aktienregister eingetragen ist, nur aufgrund einer Ermächtigung des Aktionärs ausüben. Dasselbe 
gilt für eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater und andere gleichgestellte Personen 
(§ 135 Abs. 8 AktG).

Freie Verfügbarkeit der Aktien

Die Aktien werden durch eine Anmeldung zur Hauptversammlung nicht blockiert. Aktionäre können 
deshalb über ihre Aktien auch nach erfolgter Anmeldung weiterhin frei verfügen. Maßgeblich für das 
Stimmrecht ist der im Aktienregister eingetragene Bestand am Tag der Hauptversammlung. Dieser wird 
dem Bestand am 7. Mai 2025, 24 Uhr MESZ (sog. „Technical Record Date“), entsprechen, da Anträge 
auf Umschreibungen im Aktienregister, die der Gesellschaft nach diesem Zeitpunkt bis einschließlich 
14. Mai 2025 zugehen, im Aktienregister der Gesellschaft erst mit Wirkung nach der Hauptversammlung 
am 14. Mai 2025 vollzogen werden.

Stimmabgabe

Aktionäre, die sich rechtzeitig angemeldet haben und im Aktienregister eingetragen sind, können 
persönlich zur Hauptversammlung erscheinen und ihr Stimmrecht dort ausüben.

Verfahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl

Aktionäre, die sich gemäß den obenstehenden Vorgaben rechtzeitig zur Hauptversammlung angemeldet 
haben und für die angemeldeten Aktien im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen sind, können 
ihre Stimme, auch ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen, durch Briefwahl (auch im Wege 
elektronischer Kommunikation) abgeben.

Bitte nutzen Sie entweder den Online-Service zur Hauptversammlung unter der o. g. Internetadresse 
(www.deutsche-boerse.com/hv) (s. dazu auch die Hinweise im Abschnitt „Voraussetzungen für die Teil-
nahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts – Anmeldung“) oder verwenden 
Sie das Ihnen zusammen mit der Einladung übersandte Formular und senden Sie dies per Post, Fax oder 
E-Mail an die jeweilige o. g. Anschrift zurück.

Die Stimmabgabe durch Briefwahl und Änderungen (einschließlich des Widerrufs) der so erfolgten 
Stimmabgabe sind auf den vorstehend genannten Wegen möglich. Am Tag der Hauptversammlung ist 
dabei eine Mitteilung bis zur Schließung der Abstimmung durch den Versammlungsleiter erforderlich.

Auch bevollmächtigte Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und andere gleich-
gestellte Personen (§ 135 Abs. 8 AktG) sowie sonstige bevollmächtigte Dritte können sich der Briefwahl 
bedienen und können hierfür auch das unter www.deutsche-boerse.com/hv veröffentlichte Anmelde- 
und Briefwahlformular verwenden.

Es wird darauf hingewiesen, dass bei Nutzung des Online-Services zur Hauptversammlung nur dann 
an etwaigen Abstimmungen über Gegenanträge oder Wahlvorschlägen von Aktionären zu einem 
bestimmten Punkt der Tagesordnung teilgenommen bzw. diesbezügliche Weisungen erteilt oder Brief-
wahlstimmen abgegeben werden können, wenn der Gegenantrag bzw. Wahlvorschlag nach näherer 
Maßgabe von §§ 126, 127 AktG vorab an die Gesellschaft übersandt und über die Internetseite der 
Gesellschaft zugänglich gemacht worden ist. Nicht möglich ist somit insbesondere eine Stimmabgabe 
oder Weisungserteilung über den Online-Service zu solchen Gegenanträgen oder Wahlvorschlägen, die 
ohne vorherige Übersendung erstmals in der Hauptversammlung vorgebracht werden. Ebenso können 
über den Online-Service zur Hauptversammlung keine Wortmeldungen oder Fragen von Aktionären, 
Anträge oder Wahlvorschläge sowie etwaige Widersprüche gegen Hauptversammlungsbeschlüsse ein-
gereicht bzw. erklärt werden.

https://www.deutsche-boerse.com/hv
https://www.deutsche-boerse.com/hv
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Möchten Aktionäre trotz bereits erfolgter Stimmabgabe durch Briefwahl ihr Stimmrecht in der Haupt
versammlung selbst oder über einen Vertreter ausüben, so ist dies möglich, gilt aber als Widerruf der im 
Wege der Briefwahl erfolgten Stimmabgabe.

Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte

Bevollmächtigung eines Dritten
Aktionäre, die sich rechtzeitig angemeldet haben und für die angemeldeten Aktien im Aktienregister der 
Gesellschaft eingetragen sind, können ihr Stimmrecht auch durch einen Bevollmächtigten, z. B. einen 
Intermediär oder eine Aktionärsvereinigung, ausüben lassen. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine 
Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen.

Für Vollmachten an Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und andere gleich-
gestellte Personen (§ 135 Abs. 8 AktG) sowie für einen Widerruf und den Nachweis einer solchen 
Bevollmächtigung einschließlich der dabei zu beachtenden Form enthält die Satzung der Deutsche Börse 
Aktiengesellschaft keine besonderen Vorgaben. Es gelten die gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere 
§ 135 AktG. Bitte beachten Sie, dass Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und 
andere gleichgestellte Personen (§ 135 Abs. 8 AktG) für ihre eigene Bevollmächtigung Vorgaben machen 
können, die bei dem jeweils zu Bevollmächtigenden zu erfragen sind.

Sofern weder ein Intermediär noch eine Aktionärsvereinigung, ein Stimmrechtsberater oder eine 
andere gleichgestellte Person (§ 135 Abs. 8 AktG), für die oben Gesagtes gilt, bevollmächtigt 
werden, bedürfen die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 
gegenüber der Gesellschaft der Textform (§ 126b Bürgerliches Gesetzbuch). Für die Übermittlung 
nutzen Sie bitte entweder den Online-Service zur Hauptversammlung unter der o. g. Internetadresse 
(www.deutsche-boerse.com/hv) oder verwenden Sie das Ihnen zusammen mit der Einladung übersandte 
Formular und senden Sie dies per Post, Fax oder E-Mail an die jeweilige, o. g. Anschrift zurück (jeweils 
im Abschnitt „Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 
Stimmrechts – Anmeldung“).

Die Erteilung und der Nachweis einer Vollmacht können auch unter Nutzung des unter 
www.deutsche-boerse.com/hv veröffentlichten Anmelde- und Vollmachtsformulars erfolgen.

Bevollmächtigung von Stimmrechtsvertretern der Gesellschaft
Die Deutsche Börse Aktiengesellschaft bietet ihren Aktionären die Möglichkeit, sich durch von der 
Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter als Bevollmächtigte nach ihren Weisungen in der Haupt
versammlung vertreten zu lassen.

Erteilung und Widerruf der Vollmacht sowie Erteilung und Änderung von Weisungen an die von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter sind auf den vorstehend im Abschnitt „Voraussetzungen für 
die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts – Anmeldung“ genannten 
Wegen möglich und bedürfen der Textform (§ 126b Bürgerliches Gesetzbuch). Am Tag der Hauptver-
sammlung ist dabei eine Mitteilung bis zu dem vom Versammlungsleiter im Rahmen der Abstimmungen 
festgelegten Zeitpunkt erforderlich.

Für die Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter sowie die Weisungs-
erteilung können Sie ebenfalls den Online-Service nutzen (siehe dazu auch die Hinweise im Abschnitt 
„Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts – 
Stimmabgabe – Verfahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl“).

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter am 
Versammlungstag auch vor Ort zu bevollmächtigen und anzuweisen.

https://www.deutsche-boerse.com/hv
https://www.deutsche-boerse.com/hv
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Die Stimmrechtsvertreter üben das Stimmrecht ausschließlich auf Grundlage der vom Aktionär erteilten 
Weisungen aus. Bitte beachten Sie, dass die Stimmrechtsvertreter weder Aufträge zu Redebeiträgen 
und Auskunftsverlangen, zum Stellen von Anträgen und Wahlvorschlägen, zu Verlangen zur Aufnahme 
von Fragen in die Niederschrift noch zum Einlegen von Widersprüchen gegen Hauptversammlungs-
beschlüsse entgegennehmen.

Möchten Aktionäre trotz bereits erfolgter Vollmachtserteilung und Weisung an die Stimmrechtsvertreter 
ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung selbst oder über einen Vertreter ausüben, so ist dies möglich, 
gilt aber als Widerruf der Vollmachtserteilung und Weisung an die Stimmrechtsvertreter.

Angaben zu den Rechten der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 AktG

Anträge auf Tagesordnungsergänzung nach § 122 Abs. 2 AktG

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals (dies entspricht 
9.415.000 Aktien) oder einen anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 am Grundkapital (dies entspricht 
500.000 Aktien) erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und 
bekannt gemacht werden. Das Verlangen ist schriftlich an den

	 Vorstand der Deutsche Börse Aktiengesellschaft 
Stichwort „Hauptversammlung“ 
60485 Frankfurt am Main

zu richten und muss bis spätestens 13. April 2025, 24 Uhr MESZ, zugehen. Jedem neuen Gegenstand 
der Tagesordnung muss eine Begründung oder Beschlussvorlage beiliegen.

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht bereits mit der Ein-
berufung bekannt gemacht wurden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger 
bekannt gemacht. Sie werden außerdem unter der Internetadresse www.deutsche-boerse.com/hv 
veröffentlicht und den Aktionären gemäß den gesetzlichen Vorschriften mitgeteilt.

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären nach §§ 126 Abs. 1, 127 AktG

Aktionäre können der Gesellschaft gemäß § 126 Abs. 1 AktG Gegenanträge gegen einen Vorschlag von 
Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt übersenden. Anträge von 
Aktionären zur Tagesordnung im Sinne von § 126 Abs. 1 AktG sind an

	 Deutsche Börse Aktiengesellschaft 
Stichwort „Hauptversammlung“ 
60485 Frankfurt am Main

oder per Fax an die Nummer:

	 +49-(0) 69-2 11-1 43 32

oder per E-Mail an:

	 hauptversammlung@deutsche-boerse.com

zu richten und zu begründen. Die Gesellschaft wird zugänglich zu machende Gegenanträge von 
Aktionären, die bis zum 29. April 2025, 24 Uhr MESZ, bei einer der o. g. Adressen eingegangen sind, 
unverzüglich nach ihrem Eingang unter o. g. Internetadresse veröffentlichen. Eventuelle Stellungnahmen 
der Verwaltung werden ebenfalls unter dieser Internetadresse zugänglich gemacht.

https://www.deutsche-boerse.com/hv
mailto:hauptversammlung%40deutsche-boerse.com?subject=


19

Einberufung | Ordentliche Hauptversammlung der Deutsche Börse Aktiengesellschaft

Von der Veröffentlichung eines Gegenantrags und seiner Begründung kann die Gesellschaft unter 
den in § 126 Abs. 2 AktG genannten Voraussetzungen absehen, etwa weil der Gegenantrag zu einem 
gesetzes- oder satzungswidrigen Beschluss der Hauptversammlung führen würde. Eine Begründung 
des Gegenantrags braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 
5.000 Zeichen beträgt.

Vorstehende Ausführungen gelten für Wahlvorschläge eines Aktionärs im Sinne von § 127 AktG 
entsprechend mit der Maßgabe, dass der Wahlvorschlag nicht begründet werden muss. Bei Wahlvor-
schlägen kann eine Veröffentlichung außer in den in § 126 Abs. 2 AktG genannten Fällen auch dann 
unterbleiben, wenn der Vorschlag nicht den Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort der vorgeschlagenen 
Person(en) sowie im Falle eines Vorschlags zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern keine Angaben 
zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten enthält. Der Vorschlag 
im Falle einer Aufsichtsratswahl soll, muss aber nicht zwingend, Angaben zu Mitgliedschaften der 
vorgeschlagenen Person in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunter-
nehmen enthalten.

Es wird darauf hingewiesen, dass Gegenanträge oder Wahlvorschläge, auch wenn sie der Gesellschaft 
vorab fristgerecht übermittelt wurden, in der Hauptversammlung nur Beachtung finden, wenn sie dort 
gestellt werden. Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung Gegenanträge 
zu den verschiedenen Tagesordnungspunkten auch ohne vorherige Übermittlung an die Gesellschaft zu 
stellen, bleibt unberührt.

Auskunftsrecht nach § 131 Abs. 1 AktG

Jeder ordnungsgemäß angemeldete Aktionär oder von ihm Bevollmächtigte kann zudem in der Haupt-
versammlung Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft verlangen, soweit die Auskunft zur sach-
gemäßen Beurteilung der Tagesordnung erforderlich ist (vgl. § 131 Abs. 1 AktG). Die Auskunftspflicht 
erstreckt sich grundsätzlich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft 
zu einem verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des gesamten Deutsche Börse-Konzerns und 
der in den Konzernabschluss der Deutsche Börse Aktiengesellschaft einbezogenen Unternehmen; auch 
hier ist aber Voraussetzung, dass die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung der Tagesordnung erforder-
lich ist.

Von einer Beantwortung einzelner Fragen kann der Vorstand aus den in § 131 Abs. 3 AktG genannten 
Gründen absehen, etwa weil die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 
geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen einen nicht unerheblichen Nachteil 
zuzufügen (z. B. keine Offenlegung von Geschäftsgeheimnissen).

Nach der Satzung ist der Versammlungsleiter ermächtigt, neben dem Rederecht auch das Fragerecht der 
Aktionäre zeitlich angemessen zu beschränken, insbesondere zu Beginn oder während des Verlaufs der 
Hauptversammlung einen zeitlich angemessenen Rahmen für den ganzen Hauptversammlungsverlauf, 
für einen einzelnen Tagesordnungspunkt oder für einen einzelnen Frage- oder Redebeitrag zu setzen.

Weitergehende Erläuterungen

Weitergehende Erläuterungen der vorstehend genannten Aktionärsrechte finden sich auf der Internetseite 
der Gesellschaft unter:

	 www.deutsche-boerse.com/hv

https://www.deutsche-boerse.com/hv
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Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beträgt das Grundkapital der Gesellschaft 
EUR 188.300.000,00, eingeteilt in 188.300.000 Stück auf den Namen lautende Aktien ohne 
Nennbetrag. Jede Aktie gewährt eine Stimme, so dass zum Zeitpunkt der Einberufung auf Grundlage 
der Satzung 188.300.000 Stimmrechte bestehen würden. Aus eigenen Aktien stehen der Gesell-
schaft jedoch gemäß § 71b AktG keine Rechte zu. Sie hielt zum Bilanzstichtag am 31. Dezember 2024 
4.521.621 Stück eigene Aktien, aus denen der Gesellschaft keine Stimmrechte zustehen.

Veröffentlichung auf der Internetseite der Gesellschaft

Über die Internetseite der Gesellschaft unter www.deutsche-boerse.com/hv sind ab der Einberufung 
der Hauptversammlung unter anderem folgende Informationen und Unterlagen zugänglich 
(vgl. § 124a AktG):

	� Der Inhalt der Einberufung mit der Erläuterung zur fehlenden Beschlussfassung zu Punkt 1 der Tages-
ordnung und der Gesamtzahl der Aktien und der Stimmrechte zum Zeitpunkt der Einberufung;

	� die der Versammlung zugänglich zu machenden Unterlagen;

	� der Vorstandsbericht zu TOP 6;

	� das Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder;

	� der geprüfte Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2024;

	� die derzeit gültige Satzung der Gesellschaft;

	� Formulare, die bei Stimmabgabe durch Vertretung und bei Stimmabgabe mittels Briefwahl verwendet 
werden können.

Zur Vorabinformation der Aktionäre werden im Vorfeld der Hauptversammlung – voraussichtlich am 
7. Mai 2025 – Entwürfe mit den wesentlichen Inhalten des Berichts des Vorstandsvorsitzenden und der 
Rede des Aufsichtsratsvorsitzenden unter dieser Internetadresse zugänglich sein. Modifikationen für den 
Tag der Hauptversammlung bleiben vorbehalten.

Die Abstimmungsergebnisse werden nach der Hauptversammlung ebenfalls unter der Internetadresse 
www.deutsche-boerse.com/hv bekannt gegeben. Darüber hinaus finden sich dort auch Erläuterungen 
zur Erteilung einer Bestätigung über den Zugang elektronisch abgegebener Stimmen nach § 118 Abs. 1 
Satz 3 AktG sowie über die Stimmenzählung gemäß § 129 Abs. 5 AktG, die der Abstimmende innerhalb 
eines Monats nach dem Tag der Hauptversammlung verlangen kann.

Umfangreiche Informationen über das Unternehmen

Umfangreiche Informationen über die Angelegenheiten der Deutsche Börse Aktiengesell-
schaft und der Gruppe Deutsche Börse finden Sie auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.deutsche-boerse.com.

https://www.deutsche-boerse.com/hv
https://www.deutsche-boerse.com/hv
https://www.deutsche-boerse.com
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Übertragung der Hauptversammlung im Internet

Die gesamte Hauptversammlung wird für alle Aktionäre der Deutsche Börse Aktiengesellschaft sowie 
die interessierte Öffentlichkeit unter www.deutsche-boerse.com/hv live im Internet übertragen. Die Über-
tragung der Hauptversammlung ermöglicht keine Teilnahme an der Hauptversammlung im Sinne des 
§ 118 Abs. 1 Satz 2 AktG.

Hinweise zum Datenschutz

Wenn Sie sich für die Hauptversammlung anmelden, eine Stimmrechtsvollmacht erteilen oder Ihre 
Rechte ausüben, erheben wir personenbezogene Daten über Sie und/oder über Ihren Bevollmächtigten. 
Dies geschieht, um Ihnen die Ausübung Ihrer Rechte im Rahmen der Hauptversammlung zu 
ermöglichen.

Die Deutsche Börse Aktiengesellschaft verarbeitet Ihre Daten als Verantwortlicher unter Beachtung 
der Bestimmungen der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) sowie aller weiteren maß-
geblichen Gesetze. Weitere Einzelheiten zum Umgang mit Ihren personenbezogenen Daten und zu 
Ihren Rechten gemäß der DS-GVO erhalten Sie im Internet auf der Webseite zur Hauptversammlung: 
www.deutsche-boerse.com/hv. Auf Wunsch, den Sie bitte postalisch an

	 Deutsche Börse Aktiengesellschaft 
Stichwort „Hauptversammlung / Datenschutz“ 
60485 Frankfurt am Main

richten, senden wir Ihnen die Hinweise zum Datenschutz auch zu.

Frankfurt am Main, im März 2025

Deutsche Börse Aktiengesellschaft 
Der Vorstand

Deutsche Börse Aktiengesellschaft
60485 Frankfurt am Main
www.deutsche-boerse.com 

März 2025
ISIN DE0005810055 
Ereignis: GMETDB2025RS581005

https://www.deutsche-boerse.com/hv
https://www.deutsche-boerse.com/hv
https://www.deutsche-boerse.com
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